
AKTUELL
Abfall, Chemie & Emissionen� 8
Globalisierung & Eine Welt� 11
Klima & Energie� 12
Konsum & Verbraucherschutz� 16
Landwirtschaft & Gentechnik�  18
Naturschutz & Biodiversität�  16
Stadt & Region�  22
Tierschutz & Ethik� 22
Umweltpolitik & Umweltrecht� 23
Verkehr & Tourismus � 26
Wasser & Meere� 26

vErbÄnDE
DNR intern � 29
Aus den Verbänden� 29
Ehrenamt� 30
Preise & Ausschreibungen� 30

SErvIcE 
Rezensionen � 31
Internet � 33
Neu erschienen � 34
Impressum � 34 
Termine � 35

ANU-Informationsdienst
Umweltbildung � 36
GPS und Geocaching
Schwerpunkt: Wirtschaft

INHALT Infodienst für europäische und deutsche Umweltpolitik

THEMEN DES MONAtS

Klimaschutz

Die Böcke möchten Gärtner bleiben
Die industrielle Tierhaltung ist keine Lösung des 

Klimaproblems, sondern einer seiner Verursacher
Seite  2

Desertifikation

Europa wüst und leer?
Intensive Nutzungsformen zerstören die 

Sebstheilungskräfte sensibler Ökosysteme
Seite  4

Produktpolitik

Die Computerpest 
Der Boom der Informationstechnologien hat 

schwerwiegende Folgen für die Entwicklungsländer
Seite  6

Emissionen

„Keine Endlosausnahmen!“
Die EU-Industrieemissionsrichtlinie könnte die Balance 

von Ökologie, Ökonomie und Sozialem schaffen
Seite  10

06.2010

umwelt aktuell



















10 Juni 2010     umwelt aktuell

AKTUELL ABFaLL, CHEMIE & EMISSIONEN 

Die EU-Richtlinie zu Industrieemissionen könnte ein Beispiel für die Balance von Ökologie, Ökonomie und Sozialem sein, sagt 
der FDP-Europaabgeordnete Holger Krahmer, der das Gesetzeswerk wesentlich mitgestaltet hat. Umweltminister, die veraltete 
Dreckschleudern verteidigen, findet er genauso weltfremd wie Umweltverbände, die keine Ausnahmeregeln zulassen wollen.

„Die Endlosausnahmen für uralte Kraftwerke sind ein Trauerspiel“

umwelt aktuell: Herr Krahmer, Sie sind Bericht-
erstatter des EU-Parlaments bei der Neufassung 
mehrerer wichtiger Richtlinien zu Industrieemis-
sionen. Im Laufe des langjährigen Verfahrens 
haben Sie ein „Europäisches Sicherheitsnetz“ 
von Emissionsmindeststandards gefordert. Was 
ist aus der Idee geworden? 
Holger Krahmer: Das Ziel der Industrieemissionsricht-
linie ist, die Verwendung bester verfügbarer Technik 
(BVT) besser als bisher durchzusetzen. Dafür wäre das 
Sicherheitsnetz ein geeignetes Instrument gewesen. 
Leider müssen wir feststellen, dass der Wille vieler 
Mitgliedstaaten gering ist, in der EU höhere Umwelt-
standards und Wettbewerbsgleichheit bei Umwelt-
anforderungen an Industrieanlagen zu schaffen. 

Nach dem neuen Kompromissvorschlag liegt 
eine Ausweitung des Sicherheitsnetzes stark im 
Ermessen der EU-Kommission. Das Parlament 
fordert hier jedoch für einige Sektoren und 
Schadstoffe verbindlichere Regeln, besonders 
bei Quecksilber, Dioxinen und Furanen sowie bei 
Großemittenten. Werden Sie sich für diesen An-
satz gegenüber dem Ministerrat starkmachen?
Natürlich! Wobei es auf das Herausstellen einzelner 
Schadstoffe gar nicht so ankommt. Die EU-Kommis-
sion ist aufgefordert, die Umweltauswirkungen und 
die BVT-Durchsetzung aller Industriesektoren regel-
mäßig zu untersuchen und Vorschläge für Mindest-
standards zu machen, wenn es angebracht ist. Das ist 
der Kompromiss zum Sicherheitsnetz. 1.600 aktuelle 
Vertragsverletzungsverfahren wegen Anlagengeneh-
migungen, die nicht der BVT entsprechen, sind Grund 
genug, weiter für Mindeststandards zu werben.

Manche Mitgliedstaaten wollen die Abwei-
chungsmöglichkeiten von der besten verfügba-
ren Technik nicht einschränken und insbesondere 
schärfere Emissionsgrenzen für Großfeuerungs-
anlagen weiter aufschieben. Sie hatten sich stark 
gegen „Scheunentore für Abweichungen“ ausge-
sprochen. Wie werden Sie damit in den Verhand-
lungen mit dem Ministerrat umgehen? 
Es geht darum, dem Missbrauch der Flexibilität den 
Boden zu entziehen. Ich habe im Parlament gegen 

starke Widerstände eine Formulierung erreicht, die 
gegenüber dem Rat verteidigt werden muss. Für mich 
hängt der Erfolg der revidierten Richtlinie in der Praxis 
vor allem von der Neufassung dieses Artikels ab. Die 
Großfeuerungsanlagen sind eine andere Baustelle. 
Die Endlosausnahmen für uralte Kraftwerke sind 
ein Trauerspiel. Ich verstehe nicht, wie sich EU-
Umweltminister auf ambitionierte Luftqualitätsziele 
verständigen können und dann kommen sie bei den 
größten Verschmutzungsquellen mit Ausnahmerege-
lungen zurück, die weder aus ökonomischen noch aus 
ökologischen Gründen nachvollziehbar sind. 

Sie haben gefordert, dass neue EU-Gesetze eine 
bessere Balance zwischen den ökologischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Zielen der Union 
finden müssen. Kann das die neue Richtlinie 
leisten? 
Die Industrieemissionsrichtlinie könnte ein gutes 
Beispiel dafür sein, wie diese Balance zu erreichen 
ist. Denn „beste verfügbare Technik“ beschreibt den 
Stand industriell erprobter und unter wettbewerbs-
fähigen Kosten einsetzbarer Technik. Es gibt kaum ein 
besseres Beispiel für die mögliche Balance zwischen 
den drei genannten Zielen. 

Die Industrieverbände wollen Rechtssicherheit, 
aber keine allzu scharfen Grenzwerte. Die Um-
weltverbände fordern sehr strenge Gesundheits- 
und Umweltauflagen. Die Landwirtschaft fürch-
tet neue Belastungen. Mit welcher Gruppierung 
streiten Sie sich am liebsten?
Von Industrieverbänden – ausdrücklich nicht von 
deutschen – kommt oft das Argument, ein verbind-
licherer Einsatz bester verfügbarer Technik ist zu teuer 
und gefährdet die Wettbewerbsfähigkeit der euro-
päischen Industrie. Da kann ich als Ostdeutscher nur 
sagen: Der ökonomische und ökologische Kollaps der 
DDR war unvermeidlich, weil man über Jahrzehnte 
hinweg Investitionen in moderne Technik verschla-
fen hat. Umweltverbände übertreiben gerne in die 
andere Richtung und wollen den Mitgliedstaaten 
überhaupt keine Flexibilität erlauben. Das ist genau-
so weltfremd, denn keine Industrieanlage ist wie die 
andere. Man muss lokale und branchenspezifische 

Besonderheiten berücksichtigen, ohne dass gleich 
unterstellt wird, man wolle Dreckschleudern laufen 
lassen.

Als umweltpolitischer Sprecher der FDP im Eu-
ropaparlament wehren Sie sich gegen die „Öko-
diktatur“ bei neuen Standards für Produkte im 
Haushalt. Wie sähe denn eine erfolgreiche libe-
rale Umweltpolitik aus? 
Die Umweltpolitik unserer Zeit ist zu stark geprägt 
von Vorschriften, erhobenen Zeigefingern und Ap-
pellen an das schlechte Gewissen der Menschen. 
Das Ergebnis sind oft politische Entscheidungen, bei 
denen der Glaube an die Wirkung größer ist als die 
tatsächlich messbare. Liberale Umweltpolitik gibt 
Ziele vor, überlässt die Suche nach dem Weg aber 
dem Wettbewerb der Marktteilnehmer. Technologi-
en und Produkte zu verbieten, kommt für Liberale nur 
infrage, wenn es keine andere Möglichkeit gibt, akute 
Gefahren abzuwehren. Andernfalls werden Verbote 
Gegenstand politischer Willkür und Mittel zur Durch-
setzung einseitiger wirtschaftlicher Interessen. Wir 
sind für die Anwendung des Vorsorgeprinzips, ohne 
dabei der Illusion einer Null-Risiko-Gesellschaft zu 
verfallen. Risiken kann man nicht ausschließen, ohne 
gleichzeitig neue zu schaffen. Liberale wollen Natur 
nutzen und schützen. Wir sehen den Menschen nicht 
vorrangig als Zerstörer und Vernichter, sondern als 
Schöpfer und Gestalter.

[Interview: Matthias Bauer und Juliane Grüning]
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